
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Ungerechtfertigte Preisaufschläge in EU 
abschaffen

Forderungen

•	•	 Aus Sicht der AK sind die unterschiedlichen 
Preise in der EU bei identen Markenlebensmitteln 
und -drogeriewaren auf Marktversagen 
zurückzuführen.  Derartige Preisunterschiede 
im Binnenmarkt sind nicht gerechtfertigt. 
Eine Lösung muss auf europäischer Ebene 
herbeigeführt werden. 

•	•	 Dafür muss eine Business-to-Business (B2B) 
Regelung – ähnlich der Geoblocking-Verordnung 

– erlassen werden, die es Herstellern verbietet 
unterschiedliche Preise je nach Lieferort von 
ihren Abnehmern zu verlangen. 

•	•	 Dadurch wird die Diskriminierung von 
Einzelhändlern im Lebensmittel- und 
Drogeriewarenbereich beseitigt. 

•	•	 Das kommt auch Verbraucher:innen zugute, 
indem insbesondere in kleineren Mitgliedstaaten 
keine ungerechtfertigten Preisaufschläge auf sie 
übergewälzt werden. 

AK FORDERUNGEN

Hintergrund

Idente Lebensmittel und Drogeriewaren kosten 
in Österreich deutlich mehr als zum Beispiel in 
Deutschland. Diese Preisunterschiede sind auf 
territoriale Lieferbeschränkungen (Territorial 
Supply Constraints, TSC) durch die internationalen 
Markenartikelhersteller zurückzuführen. TSCs 
sind Beschränkungen, die Einzelhändler daran 
hindern, Produkte aus dem Mitgliedstaat ihrer 
Wahl zu den bestmöglichen Marktbedingungen zu 
beziehen. Die höheren Preise haben letztendlich die 
Konsument:innen zu tragen.

Begründung und Argumente 

Hohe Inflation durch den Österreich-Aufschlag:  
Territoriale Lieferbeschränkungen (unterschiedliche 
Preise in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten) 
der internationalen Lebensmittelindustrie 
bzw. Drogerieartikelhersteller für idente, vor 
allem Markenprodukte belasten sowohl die 
Verbraucher:innen als auch den Lebensmittelhandel. 
Die aktuelle AK-Untersuchung zeigt: Nettopreise für 
bestimmte idente Lebensmittel sind in Österreich 
durchschnittlich um 21 % höher als in Deutschland.

Bestätigung des „Österreich-Aufschlages“ durch die 
österreichische Bundeswettbewerbsbehörde (BWB)

Im Rahmen der Branchenuntersuchung „Lebensmittel“ 
vom Herbst 2023 hat die BWB den von der AK immer 
wieder aufgezeigten Österreich-Aufschlag für idente 
Markenprodukte bestätigt.

Auch andere Mitgliedstaaten betroffen

Auch eine Studie der EU-Kommission aus dem Jahr 
2020 hält fest, dass das Problem der territorialen 
Lieferbeschränkungen die EU-Verbraucher:innen 
jährlich mehr als 14 Milliarden Euro kostet. Zumindest 
Belgien, die Niederlande und Griechenland sind als 
weitere Mitgliedstaaten davon betroffen und haben 
sich - wie auch die AK - bereits an die EU-Kommission 
gewandt.

AK EUROPA

Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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